
§ 1  Versicherte Sachen und Personen

1. Versichert ist das gesamte Reisegepäck des Versicherungsnehmers,
seiner mitreisenden Familienangehörigen sowie seines namentlich im
Versicherungsschein aufgeführten Lebensgefährten und dessen Kinder,
soweit diese Personen mit dem Versicherungsnehmer in häuslicher
Gemeinschaft leben.

Für Reisen, die mit dem Versicherungsnehmer in häuslicher Gemein-
schaft lebende Personen gemäß Satz 1 getrennt oder allein unternehmen,
besteht Versicherungsschutz nur, wenn dies besonders vereinbart ist.

2. Als Reisegepäck gelten sämtliche Sachen des persönlichen Reise-
bedarfs, die während einer Reise mitgeführt, am Körper oder in der Klei-
dung getragen oder durch ein übliches Transportmittel befördert wer-
den. Als Reisegepäck gelten auch Geschenke und Reiseandenken, die
auf der Reise erworben werden. Gegenstände, die üblicherweise nur zu
beruflichen Zwecken mitgeführt werden, sind nur gemäß besonderer
Vereinbarung versichert.

Sachen, die dauernd außerhalb des Hauptwohnsitzes der Versicherten
aufbewahrt werden (z. B. in Zweitwohnungen, Booten, Campingwagen),
gelten nur als Reisegepäck, solange sie von dort aus zu Fahrten, Gängen
oder Reisen mitgenommen werden.

3. Falt- und Schlauchboote sowie andere Sportgeräte jeweils mit Zube-
hör sind nur versichert, solange sie sich nicht in bestimmungsgemäßem
Gebrauch befinden. Außenbordmotore sind stets ausgeschlossen.

4. Pelze, Schmucksachen, Gegenstände aus Edelmetall sowie Foto-,
Filmapparate und tragbare Videosysteme jeweils mit Zubehör, sind –
unbeschadet der Entschädigungsgrenze in § 4 Nr. 1 – nur versichert,
solange sie

a) bestimmungsgemäß getragen bzw. benutzt werden oder

b) in persönlichem Gewahrsam sicher verwahrt mitgeführt werden oder

c) einem Beherbergungsbetrieb zur Aufbewahrung übergeben sind
oder

d) sich in einem ordnungsgemäß verschlossenen Raum eines Gebäudes,
eines Passagierschiffes oder in einer bewachten Garderobe befinden;
Schmucksachen und Gegenstände aus Edelmetall jedoch nur, solange
sie außerdem in einem verschlossenen Behältnis untergebracht sind,
das erhöhte Sicherheit auch gegen die Wegnahme des Behältnisses
selbst bietet.

Pelze, Foto-, Filmapparate und tragbare Videosysteme jeweils mit
Zubehör sind auch dann versichert, wenn sie in ordnungsgemäß ver-
schlossenen, nicht einsehbaren Behältnissen einem Beförderungsunter-
nehmen oder einer Gepäckaufbewahrung übergeben sind.

5. Nicht versichert sind Geld, Wertpapiere, Fahrkarten, Urkunden und
Dokumente aller Art, Gegenstände mit überwiegendem Kunst- oder
Liebhaberwert, Kontaktlinsen, Prothesen jeder Art sowie Land-, Luft-
und Wasserfahrzeuge jeweils mit Zubehör, einschließlich Fahrräder;
Hängegleiter und Segelsurfgeräte (Falt- und Schlauchboote siehe aber
Nr. 3). Ausweispapiere (§ 9 Nr. 1 d) sind jedoch versichert.

§ 2  Versicherte Gefahren und Schäden

Versicherungsschutz besteht,

1. wenn versicherte Sachen abhanden kommen, zerstört oder beschä-
digt werden, während sich das Reisegepäck im Gewahrsam eines Beför-
derungsunternehmens, Beherbergungsbetriebs, Gepäckträgers oder ei-
ner Gepäckaufbewahrung befindet;

2. während der übrigen Reisezeit für die in Nr. 1 genannten Schäden
durch

a) Diebstahl, Einbruchdiebstahl, Raub, räuberische Erpressung, Mut
oder Böswilligkeit Dritter (vorsätzliche Sachbeschädigung);

b) Verlieren – hierzu zählen nicht Liegen-, Stehen- oder Hängenlassen –
bis zur Entschädigungsgrenze in § 4 Nr. 2;

c) Transportmittelunfall oder Unfall eines Versicherten;

d) bestimmungswidrig einwirkendes Wasser; einschließlich Regen und
Schnee;

e) Sturm, Brand, Blitzschlag oder Explosion;

f) höhere Gewalt;

3. wenn Reisegepäck nicht fristgerecht ausgeliefert wird (den Bestim-
mungsort nicht am selben Tag wie der Versicherte erreicht). Ersetzt wer-
den die nachgewiesenen Aufwendungen für Ersatzkäufe bis zu 10 v. H.
der Versicherungssumme, höchstens 400,– EUR.

§ 3  Ausschlüsse

1. Ausgeschlossene Gefahren

Ausgeschlossen sind die Gefahren

a) des Krieges, Bürgerkrieges, kriegsähnlicher Ereignisse oder innerer
Unruhen;

b) der Kernenergie;*

c) der Beschlagnahme, Entziehung oder sonstiger Eingriffe von hoher
Hand.

2. Nicht ersatzpflichtige Schäden

Der Versicherer leistet keinen Ersatz für Schäden, die

a) verursacht werden durch die natürliche oder mangelhafte Beschaf-
fenheit der versicherten Sachen, Abnutzung oder Verschleiß;

b) während des Zeltens oder Campings innerhalb des hierfür benutzten
Geländes eintreten, es sei denn, dass hierüber eine besondere Verein-
barung besteht.
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§ 4  Begrenzt ersatzpflichtige Schäden

1. Schäden an Pelzen, Schmucksachen und Gegenständen aus Edel-
metall sowie an Foto-, Filmapparaten und tragbaren Videosystemen je-
weils mit Zubehör (§ 1 Nr. 4) werden je Versicherungsfall insgesamt mit
höchstens 50 v. H. der Versicherungssumme ersetzt. § 5 Nr. 1 d) und 
Nr. 2 Satz 2 bleiben unberührt.

2. Schäden

a) durch Verlieren (§ 2 Nr. 2 b),

b) an Geschenken und Reiseandenken, die auf der Reise erworben wur-
den,

werden jeweils insgesamt mit bis zu 10 v. H. der Versicherungssumme,
maximal mit 400,– EUR je Versicherungsfall ersetzt.

§ 5  Versicherungsschutz in Kraftfahrzeugen und
Wassersportfahrzeugen

1. a) Versicherungsschutz gegen Diebstahl oder Einbruchdiebstahl aus
unbeaufsichtigt abgestellten Kraftfahrzeugen oder Anhängern be-
steht nur, soweit sich das Reisegepäck in einem fest umschlosse-
nen und durch Verschluss gesicherten Innen- oder Kofferraum be-
findet.

b) Der Versicherer haftet im Rahmen der Versicherungssumme in
voller Höhe nur, wenn nachweislich

aa) Schaden tagsüber zwischen 6.00 und 22.00 Uhr eingetreten ist oder

bb) das Kraftfahrzeug oder der Anhänger in einer abgeschlossenen
Garage – Parkhäuser oder Tiefgaragen, die zur allgemeinen Benut-
zung stehen, genügen nicht – abgestellt war oder

cc) der Schaden während einer Fahrtunterbrechung von nicht länger
als zwei Stunden eingetreten ist.

c) Kann der Versicherungsnehmer keine der unter b) genannten
Voraussetzungen nachweisen, ist die Entschädigung je Versiche-
rungsfall auf 250,– EUR begrenzt.

d) In unbeaufsichtigt abgestellten Kraftfahrzeugen oder Anhängern
nicht versichert sind Pelze, Schmucksachen und Gegenstände aus
Edelmetall sowie Foto-, Filmapparate und tragbare Videosysteme
jeweils mit Zubehör.

2. Im unbeaufsichtigten Wassersportfahrzeug besteht Versicherungs-
schutz gegen Diebstahl, Einbruchdiebstahl sowie Mut- und Böswilligkeit
Dritter (vorsätzliche Sachbeschädigung) nur, solange sich die Sachen in
einem fest umschlossenen und durch Sicherheitsschloss gesicherten
Innenraum (Kajüte, Backkiste o. ä.) des Wassersportfahrzeuges befinden.
Pelze, Schmucksachen, Gegenstände aus Edelmetall sowie Foto-, Film-
apparate und tragbare Videosysteme jeweils mit Zubehör, sind im un-
beaufsichtigten Wassersportfahrzeug nicht versichert.

3. Als Beaufsichtigung gilt nur die ständige Anwesenheit eines Ver-
sicherten oder einer von ihm beauftragten Vertrauensperson beim zu
sichernden Objekt, nicht jedoch z. B. die Bewachung eines zur allgemei-
nen Benutzung offenstehenden Platzes o. ä.

4. Verletzt der Versicherungsnehmer oder Versicherte eine dieser
Obliegenheiten, so ist der Versicherer nach Maßgabe des § 6 Abs. 1 und
Abs. 2 VVG zur Kündigung berechtigt oder auch leistungsfrei.

§ 5 A  Gefahrumstände bei Vertragsabschluss und Gefahrerhöhung

1. Der Versicherungsnehmer hat alle Antragsfragen wahrheitsgemäß zu
beantworten. Bei schuldhafter Verletzung dieser Obliegenheit kann der
Versicherer nach Maßgabe der §§ 16 bis 21 VVG vom Vertrag zurück-
treten und leistungsfrei sein oder den Versicherungsvertrag nach § 22
VVG anfechten.

2. Eine Gefahrerhöhung ist dem Versicherer unverzüglich schriftlich an-
zuzeigen. Bei einer Gefahrerhöhung kann der Versicherer auf Grund der
§§ 23 bis 30 VVG zur Kündigung berechtigt oder auch leistungsfrei sein.

3. Eine Gefahrerhöhung nach Antragstellung liegt insbesondere vor,
wenn sich ein Umstand ändert, nach dem im Antrag gefragt worden ist.

§ 6  Beginn und Ende des Versicherungsschutzes, Geltungsbereich

1. Innerhalb der vereinbarten Laufzeit des Vertrages beginnt der Versi-
cherungsschutz mit dem Zeitpunkt, an dem zum Zwecke des unverzüg-
lichen Antritts der Reise versicherte Sachen aus der ständigen Wohnung
des Versicherten entfernt werden, und endet, sobald die versicherten
Sachen dort wieder eintreffen. Wird bei Reisen im Kraftfahrzeug das

Reisegepäck nicht unverzüglich nach der Ankunft vor der ständigen
Wohnung entladen, so endet der Versicherungsschutz bereits mit dieser
Ankunft.

2. Bei Versicherungsverträgen von weniger als einjähriger Dauer ver-
längert sich der Versicherungsschutz über die vereinbarte Laufzeit hin-
aus bis zum Ende der Reise, wenn sich diese aus vom Versicherten nicht
zu vertretenden Gründen verzögert und der Versicherte nicht in der
Lage ist, eine Verlängerung zu beantragen.

3. (entfallen)

4. Die Versicherung gilt für den vereinbarten Bereich.

5. Fahrten, Gänge und Aufenthalte innerhalb des ständigen Wohnorts
des Versicherten gelten nicht als Reisen.

§ 7  Versicherungswert, Versicherungssumme

1. Die Versicherungssumme soll dem Versicherungswert des gesamten
versicherten Reisegepäcks gem. § 1 entsprechen. Auf der Reise erwor-
bene Geschenke und Reiseandenken bleiben unberücksichtigt.

2. Als Versicherungswert gilt derjenige Betrag, der allgemein erforder-
lich ist, um neue Sachen gleicher Art und Güte am ständigen Wohnort
des Versicherten anzuschaffen, abzüglich eines dem Zustand der ver-
sicherten Sachen (Alter; Abnutzung, Gebrauch etc.) entsprechenden
Betrages (Zeitwert).

§ 8  Prämie, Beginn und Ende der Haftung

1. Der Versicherungsnehmer hat die erste Prämie (Beitrag) bei Aushän-
digung des Versicherungsscheines oder im Fall des Vertragsschlusses
gem. §§ 5 oder 5 a VVG nach Ablauf der Widerspruchsfrist zu zahlen,
Folgeprämien am Ersten des Monats, in dem ein neues Versicherungs-
jahr beginnt.

Die Folgen nicht rechtzeitiger Zahlung der ersten Prämie oder der ersten
Rate der ersten Prämie ergeben sich aus § 38 VVG; im übrigen gilt § 39
VVG. Der Versicherer ist bei Verzug berechtigt, Ersatz des Verzugs-
schadens nach § 286 BGB sowie Verzugszinsen nach § 288 BGB oder 
§ 352 HGB zu fordern. Rückständige Folgeprämien dürfen nur inner-
halb eines Jahres seit Ablauf der nach § 39 VVG für sie gesetzten
Zahlungsfrist eingezogen werden.

2. Ist Ratenzahlung vereinbart, so gelten ausstehende Raten als gestun-
det. Sie werden sofort fällig, wenn der Versicherungsnehmer in Verzug
gerät oder soweit eine Entschädigung fällig ist.

3. Die Haftung des Versicherers beginnt zum vereinbarten Zeitpunkt,
und zwar auch dann, wenn zur Prämienzahlung erst später aufgefordert,
die Prämie aber ohne Verzug gezahlt wird. Ist dem Versicherungsneh-
mer bei Antragstellung bekannt, dass ein Versicherungsfall bereits ein-
getreten ist, so entfällt dafür die Haftung.

4. Versicherungsverträge von mindestens einjähriger Dauer verlängern
sich von Jahr zu Jahr, wenn sie nicht spätestens drei Monate vor Ablauf
durch eine Partei schriftlich gekündigt werden. Ein Versicherungs-
verhältnis, das für eine Dauer von mehr als fünf Jahren eingegangen ist,
kann zum Ende des fünften oder jedes darauffolgenden Jahres unter
Einhaltung einer Frist von drei Monaten gekündigt werden.

5. Endet das Versicherungsverhältnis vor Ablauf der Vertragszeit oder
wird es rückwirkend aufgehoben oder ist es von Anfang an ungültig, so
gebührt dem Versicherer die Prämie oder die Geschäftsgebühr gemäß
dem Versicherungsvertragsgesetz (z. B. §§ 40, 68 VVG).

Kündigt nach Eintritt eines Versicherungsfalles (§ 13) der Versiche-
rungsnehmer, so hat der Versicherer Anspruch auf die Prämie für das
laufende Versicherungsjahr. Kündigt der Versicherer, so hat er die Prä-
mie für das laufende Versicherungsjahr nach dem Verhältnis der noch
nicht abgelaufenen zu der gesamten Zeit des Versicherungsjahres
zurückzuzahlen.

§ 9  Entschädigung, Unterversicherung

1. Im Versicherungsfall ersetzt der Versicherer

a) für zerstörte und abhanden gekommene Sachen ihren Versicherungs-
wert zur Zeit des Schadeneintritts;

b) für beschädigte reparaturfähige Sachen die notwendigen Reparatur-
kosten und gegebenenfalls eine bleibende Wertminderung, höchstens
jedoch den Versicherungswert;

c) für Filme, Bild-, Ton- und Datenträger nur den Materialwert;



d) für die Wiederbeschaffung von Personal-Ausweisen, Reisepässen,
Kraftfahrzeug-Papieren und sonstigen Ausweispapieren die amtli-
chen Gebühren.

2. Vermögensfolgeschäden werden nicht ersetzt.

3. Ist die Versicherungssumme gem. § 7 bei Eintritt des Versicherungs-
falles niedriger als der Versicherungswert (Unterversicherung), so haftet
der Versicherer nur nach dem Verhältnis der Versicherungssumme zum
Versicherungswert.

§ 9 A  Überversicherung, Doppelversicherung

1. Übersteigt die Versicherungssumme den Wert der versicherten
Sachen erheblich, so kann der Versicherungsnehmer als auch der Ver-
sicherer nach Maßgabe des § 51 VVG die Herabsetzung der Versiche-
rungssumme und der Prämie verlangen.

2. Im Falle einer Doppelversicherung gelten §§ 59 und 60 VVG.

§ 10  Obliegenheiten

1. Der Versicherungsnehmer oder Versicherte hat

a) jeden Schadenfall unverzüglich dem Versicherer anzuzeigen;

b) Schäden nach Möglichkeit abzuwenden und zu mindern, insbeson-
dere Ersatzansprüche gegen Dritte (z. B. Bahn, Post, Reederei, Flug-
gesellschaft, Gastwirt) form- und fristgerecht geltend zu machen oder
auf andere Weise sicherzustellen und Weisungen des Versicherers zu
beachten;

c) alles zu tun, was zur Aufklärung des Tatbestandes dienlich sein kann.
Er hat alle Belege, die den Entschädigungsanspruch nach Grund und
Höhe beweisen, einzureichen, soweit ihre Beschaffung ihm billiger-
weise zugemutet werden kann, und auf Verlangen ein Verzeichnis
über alle bei Eintritt des Schadens gem. § 1 versicherten Sachen vor-
zulegen.

2. Schäden, die im Gewahrsam eines Beförderungsunternehmens
(einschließlich Schäden durch nicht fristgerechte Auslieferung gem. § 2
Nr. 3) oder Beherbergungsbetriebes eingetreten sind, müssen diesen un-
verzüglich gemeldet werden. Dem Versicherer ist hierüber eine
Bescheinigung einzureichen. Bei äußerlich nicht erkennbaren Schäden
ist das Beförderungsunternehmen unverzüglich nach der Entdeckung
aufzufordern, den Schaden zu besichtigen und zu bescheinigen. Hierbei
sind die jeweiligen Reklamationsfristen zu berücksichtigen.

3. Schäden durch strafbare Handlungen (z. B. Diebstahl, Raub, vorsätz-
liche Sachbeschädigung) sind außerdem unverzüglich der zuständigen
Polizeidienststelle unter Einreichung einer Liste aller in Verlust gerate-
nen Sachen anzuzeigen. Der Versicherte hat sich dies polizeilich be-
scheinigen zu lassen. Bei Schäden durch Verlieren (§ 2 Nr. 2 b) hat der
Versicherte Nachforschungen beim Fundbüro anzustellen.

4. Verletzt der Versicherungsnehmer oder Versicherte eine der vorste-
henden Obliegenheiten, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur
Leistung frei, es sei denn, dass die Verletzung weder auf Vorsatz noch auf
grober Fahrlässigkeit beruht. Bei grobfahrlässiger Verletzung der unter
den Nummern 1 a), c), 2 und 3 bestimmten Obliegenheiten bleibt der
Versicherer zur Leistung insoweit verpflichtet, als die Verletzung keinen
Einfluss auf die Feststellung oder den Umfang der Entschädigungs-
leistung gehabt hat. Bei grobfahrlässiger Verletzung einer der unter
Nr. 1 b) bestimmten Obliegenheiten bleibt der Versicherer insoweit ver-
pflichtet, als der Umfang des Schadens auch bei gehöriger Erfüllung der
Obliegenheit nicht geringer gewesen wäre. § 6 VVG bleibt unberührt.

5. Hatte eine vorsätzliche Obliegenheitsverletzung Einfluss weder auf
die Feststellung des Versicherungsfalles noch auf die Feststellung oder
den Umfang der Entschädigung, so entfällt die Leistungsfreiheit gem.
Nr. 4, wenn die Verletzung nicht geeignet war, die Interessen des
Versicherers ernsthaft zu beeinträchtigen und wenn außerdem den
Versicherungsnehmer oder Versicherten kein erhebliches Verschulden
trifft.

§ 11  Besondere Verwirkungsgründe

1. Der Versicherer ist von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn der
Versicherungsnehmer oder Versicherte den Versicherungsfall durch
Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit herbeigeführt hat oder aus Anlass des
Versicherungsfalles, insbesondere in der Schadenanzeige, vorsätzlich
unwahre Angaben macht, auch wenn hierdurch dem Versicherer ein
Nachteil nicht entsteht.

2. Wird der Anspruch auf die Entschädigung nicht spätestens sechs
Monate nach schriftlicher, mit Angabe der Rechtsfolgen verbundener
Ablehnung durch den Versicherer gerichtlich geltend gemacht, so ist der
Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei.

3. Die Bestimmung des § 12 Abs. 1 und 2 VVG bleibt unberührt.

§ 12  Zahlung der Entschädigung

1. Ist die Leistungspflicht des Versicherers dem Grunde und der Höhe
nach festgestellt, so hat die Auszahlung der Entschädigung binnen zwei
Wochen zu erfolgen. Jedoch kann ein Monat nach Anzeige des Schadens
als Abschlagzahlung der Betrag beansprucht werden, der nach Lage der
Sache mindestens zu zahlen ist.

2. Die Entschädigung ist seit Anzeige des Schadens mit 1 Prozent unter
dem Diskontsatz der Deutschen Bundesbank zu verzinsen, mindestens
jedoch mit 4 Prozent und höchstens mit 6 Prozent pro Jahr.

Die Verzinsung entfällt, soweit die Entschädigung innerhalb eines
Monats seit Anzeige des Schadens gezahlt wird. Zinsen werden erst fäl-
lig, wenn die Entschädigung fällig ist.

3. Die Entstehung des Anspruchs auf Abschlagzahlung und der Beginn
der Verzinsung verschieben sich um den Zeitraum, um den die Feststel-
lung der Leistungspflicht des Versicherers dem Grunde oder der Höhe
nach durch Verschulden des Versicherungsnehmers verzögert wurde.

4. Sind im Zusammenhang mit dem Versicherungsfall behördliche
Erhebungen oder ein strafgerichtliches Verfahren gegen den Versicher-
ten eingeleitet worden, so kann der Versicherer bis zum rechtskräftigen
Abschluss dieser Verfahren die Zahlung aufschieben.

§ 13  Kündigung im Schadenfall

1. Nach Eintritt eines Versicherungsfalles können beide Parteien den
Versicherungsvertrag kündigen. Die Kündigung ist schriftlich zu erklä-
ren. Sie muss spätestens einen Monat nach dem Abschluss der Verhand-
lungen über die Entschädigung zugehen. Der Versicherer hat eine Kün-
digungsfrist von einem Monat einzuhalten; seine Kündigung wird in
keinem Falle vor Beendigung der laufenden Reise wirksam. Kündigt der
Versicherungsnehmer, so kann er bestimmen, dass seine Kündigung so-
fort oder zu einem späteren Zeitpunkt wirksam wird, jedoch spätestens
zum Schluss der laufenden Versicherungsperiode.

2. (entfallen)

§ 14  Gerichtsstand

Für Klagen aus dem Versicherungsverhältnis gelten die inländischen
Gerichtsstände gem. §§ 17, 21, 29 ZPO und § 48 VVG.

§ 15  Schlussbestimmung

Soweit nicht in den Versicherungsbedingungen etwas anderes bestimmt
ist, gelten die gesetzlichen Vorschriften. Dies gilt insbesondere für die im
Anhang aufgeführten Gesetzesbestimmungen, die nach Maßgabe der
Versicherungsbedingungen Inhalt des Versicherungsvertrages sind.

Diesen AVB bzw. dem Versicherungsschein sind beigefügt:

1. Auszug aus dem Versicherungsvertragsgesetz (VVG), dem Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB), dem Handels-
gesetzbuch (HGB), dem Sozialgesetzbuch XI (SGB XI), der Zivilprozessordnung (ZPO) und dem Wohnungs-
eigentumsgesetz (WEG) – AZ 120 –

2. Merkblatt zur Datenverarbeitung – UV 63 –



Klausel 1 – Domizil-Schutz

Abweichend von § 6 Nr. 5 der AVB Reisegepäck 1995 besteht bei Jahres-
verträgen Versicherungsschutz auch für die Dauer von Fahrten und Auf-
enthalten mit dem eigenen oder dem Versicherten dienstlich überlasse-
nen Kraftfahrzeug innerhalb des ständigen Wohnorts des Versicherten,
solange sich die versicherten Sachen innerhalb des Kraftfahrzeugs
befinden. § 6 Nr. 1 der AVB Reisegepäck 1995 gilt entsprechend.

Klausel 2 – Erweiterter Domizil-Schutz

Abweichend von § 6 Nr. 5 der AVB Reisegepäck 1995 sind bei Jahresver-
trägen auch Gänge, Fahrten und damit verbundene Aufenthalte inner-
halb des ständigen Wohnorts des Versicherten mitversichert. § 6 Nr. 1
der AVB Reisegepäck 1995 gilt entsprechend.

Klausel 3 – Urlaubs-Deckung

Bei Jahresverträgen erhöht sich die vereinbarte Versicherungssumme
für Urlaubsreisen von mindestens vier Tagen Dauer um eine zu verein-
barende Summe. Eine Anzeige der Urlaubsreisen ist nicht erforderlich.
Im Versicherungsfall hat der Versicherte auf Verlangen nachzuweisen,
dass der Schaden auf einer solchen Urlaubsreise eingetreten ist.

Klausel 4 – Camping

1. Abweichend von § 3 Nr. 2 b) der AVB Reisegepäck 1995 besteht
Versicherungsschutz auch für Schäden, die während des Zeltens oder
Campings auf einem offiziellen (von Behörden, Vereinen oder privaten
Unternehmern eingerichteten) Campingplatz eintreten.

2. Werden Sachen unbeaufsichtigt (§ 5 Nr. 3 der AVB Reisegepäck 1995)
im Zelt oder Wohnwagen zurückgelassen, so besteht Versicherungs-
schutz für Schäden durch Diebstahl, Einbruchdiehstahl sowie Mut- oder
Böswilligkeit Dritter (vorsätzliche Sachbeschädigung) nur, wenn

a) bei Zelten:
der Schaden nicht zwischen 22.00 und 6.00 Uhr eingetreten ist. Das
Zelt ist mindestens zuzubinden oder zuzuknöpfen.

b) bei Wohnwagen:
dieser durch Verschluss ordnungsgemäß gesichert ist.

Pelze, Schmucksachen und Gegenstände aus Edelmetall (§ 1 Nr. 4 der
AVB Reisegepäck 1995) sind im unbeaufsichtigten Zelt oder Wohnwagen
nicht versichert.

3. Foto-, Filmapparate und tragbare Videosysteme jeweils mit Zubehör,
Uhren, optische Geräte, Jagdwaffen, Radio- und Fernsehapparate, Ton-
aufnahme- und Wiedergabegeräte, jeweils mit Zubehör, sind nur ver-
sichert, solange sie

a) in persönlichem Gewahrsam sicher verwahrt mitgeführt werden oder

b) der Aufsicht des offiziellen Campingplatzes zur Aufbewahrung über-
geben sind oder

c) sich in einem durch Verschluss ordnungsgemäß gesicherten Wohn-
wagen oder in einem fest umschlossenen und durch Verschluss gesi-
cherten Kraftfahrzeug auf einem offiziellen Campingplatz befinden.

4. Sofern kein offizieller Campingplatz (Nr. 1) benutzt wird, sind Schä-
den durch Diebstahl, Einbruchdiebstahl, Raub, räuberische Erpressung,
Mut- oder Böswilligkeit Dritter (vorsätzliche Sachbeschädigung) ausge-
schlossen.

5. Verletzt der Versicherungsnehmer oder Versicherte eine dieser Ob-
liegenheiten, so ist der Versicherer nach Maßgabe des § 6 Abs. 1 und
Abs. 2 VVG zur Kündigung berechtigt oder auch leistungsfrei.

6. Im Schadenfall hat der Versicherungsnehmer oder Versicherte neben
den in § 10 der AVB Reisegepäck 1995 vorgeschriebenen Maßnahmen
unverzüglich die Leitung des Campingplatzes zu unterrichten und dem
Versicherer eine schriftliche Bestätigung der Platzleitung über den
Schaden vorzulegen.

Klausel 7 – Personengruppen

Abweichend von § 1 Nr. 1 der AVB Reisegepäck 1995 gelten als Versi-
cherte nur die im Versicherungsschein namentlich benannten Personen
und/oder der im Versicherungsschein beschriebene Personenkreis.

Versicherungsschutz besteht für Familienangehörige und sonstige Per-
sonen gem. § 1 Nr. 1 Abs. 1 der AVB Reisegepäck 1995 nur, wenn dies
ausdrücklich vereinbart ist.

Sofern für den Personenkreis gem. § 1 Nr. 1 der AVB Reisegepäck 1995
bei demselben Versicherer Verträge bestehen, erfolgt bei gemeinsamen
Reisen eine Addition der Versicherungssummen (Summenausgleich).

Klausel 8 – Dienstreisen

Versicherungsschutz besteht nur auf Dienst- und Geschäftsreisen, die im
Auftrag des Versicherungsnehmers unternommen werden.

Klausel 13 – Ausschluss von Auto- und Mobiltelefonen

Abweichend von § 1 Nr. 2 der AVB Reisegepäck 1995 sind tragbare Auto-
telefone und Mobiltelefone vom Versicherungsschutz ausgeschlossen.

Klausel 14 – Wintersportgeräte

1. Abweichend von § 1 Nr. 3 der AVB Reisegepäck 1995 besteht Ver-
sicherungsschutz für Wintersportgeräte (z. B. Ski, Snowboard, Skibob,
Rodelschlitten, Schlittschuhe) jeweils mit den festverbundenen Teilen
(z. B. Bindung, Stopper) auch dann, wenn sich diese im bestimmungs-
gemäßen Gebrauch durch den Versicherten befinden.

2. Der Versicherer leistet Ersatz für unabhängig vom Willen des Versi-
cherten plötzlich und gewaltsam eintretenden Bruch bzw. eintretende
Beschädigung der Wintersportgeräte während des bestimmungsgemä-
ßen Gebrauchs einschließlich der Pausen im Wintersportgelände.

3. Der Versicherer leistet keinen Ersatz für

a) Schäden, die während einer Beteiligung an Sportveranstaltungen
(z. B. Rennen, Skispringen, Ski-/Snowboardakrobatik) – jeweils ein-
schließlich Training – eintreten; Gästerennen gelten nicht als Sport-
veranstaltungen.

b) Schäden, die unter die Gewährleistung des Herstellers, Lieferanten
oder eines Servicebetriebes der Wintersportgeräte fallen (z. B. Fabri-
kations-, Material- oder Montagefehler).

c) Abnutzungsschäden und normalen Verschleiß (z. B. Beschädigungen
an Belägen, Kanten, Oberflächen, Bindungen sowie Spannungsverlust).

d) Schäden, die vorsätzlich oder grobfahrlässig herbeigeführt werden.

4. Im Schadenfall ersetzt der Versicherer die nachgewiesenen Repara-
turkosten bis zur Höhe des Zeitwertes der betroffenen Wintersport-
geräte. Ist eine Reparatur nach fachmännischer Bescheinigung nicht
möglich, wird der Zeitwert der zerstörten Sachen ersetzt.

Bei Bruch bzw. Beschädigung eines Einzelskis bzw. Schlittschuhs wer-
den die Kosten der Beschaffung eines Einzelteiles ersetzt, es sei denn,
der Versicherungsnehmer weist durch eine Bescheinigung des Herstel-
lers nach, dass ein Ersatzstück nicht beschafft werden kann.

Der Zeitwert richtet sich nach der Wintersportsaison (jeweils vom 01.
Oktober bis 30. September), in der das Wintersportgerät angeschafft
wurde. Der Zeitwert beträgt vom Neuwert

100 % in der ersten Wintersportsaison
80 % in der zweiten Wintersportsaison
60 % in der dritten Wintersportsaison
40 % in der vierten Wintersportsaison
20 % ab der fünften Wintersportsaison

Werden Wintersportgeräte zwischen dem 01. Mai und 30. September ange-
schafft, wird die Berechnung des Zeitwertes so vorgenommen, als wären
diese erst in der unmittelbar folgenden Wintersaison angeschafft worden.

Die Ersatzpflicht des Versicherers ist in jedem Falle je Schadenereignis
mit 500,– EUR begrenzt.

5. Die Anschaffung des vom Schaden betroffenen Wintersportgerätes ist
durch Vorlage der Original-Rechnung nachzuweisen, aus der Kaufda-
tum, Fabrikat, Typ, Fabriknummer und Kaufpreis ersichtlich sind. Kön-
nen Anschaffungsdatum und Kaufpreis nicht belegt werden, erfolgt die
Festsetzung des Zeitwertes unter Berücksichtigung der Preisempfehlung
des Herstellers.

Klauseln zu den AVB Reisegepäck 1995
(Die einzelne Klausel gilt nur dann, wenn sie gesondert vereinbart und im Versicherungsschein/
Nachtrag als Bestandteil des Vertrages dokumentiert ist.)


